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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/9240/20

01 - Büro des Oberbürgermeisters
Frau Schütte Datum: 

20.10.2020

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag "Pilotprojekt zum Schutz von Denkmälern, die in besonderem Maße von Van-
dalismus betroffen sind" (Antrag der AfD-Fraktion vom 19.10.2020, eingegangen am 
20.10.2020, 08:00 Uhr.)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 19.11.2020 Verwaltungsausschuss

Ö 26.11.2020 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:
Siehe Antrag der AfD-Fraktion vom 19.10.2020, eingegangen am 20.10.2020, 08:00 Uhr

Beschlussvorschlag:

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage:             Siehe Stellungnahme der Verwaltung.

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:
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Anlage/n:
Antrag der AfD-Fraktion vom 19.10.2020, eingegangen am 20.10.2020, 08:00 Uhr
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Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:





Bereich 32-3 Ordnung / Versammlungen 

Aktenzeichen: 32-3 / 2020 

Bearbeiter: Dennis Lauterschlag 
Telefon:  3320 
Fax:  3920 
Datum: 27.10.2020 
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ü b e r 
 
a) Herrn Stadtrat Moßmann 
 
b) Herrn Oberbürgermeister Mädge 

 
 
Antrag der AfD-Fraktion vom 19.10.2020  
„Pilotprojekt“ zum Schutz besonders vom Vandalismus betroffener Denkmäler  
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Mit dem o.g. Antrag der AfD-Fraktion des Rates der Hansestadt Lüneburg soll eine dahingehende 
Beschlussfassung des Rates herbeigeführt werden, dass die Verwaltung aufgefordert wird, in einem 
Pilotprojekt ein bis zwei Denkmäler auszuwählen, die in besonderem Maße von Vandalismus be-
troffen sind und diese alternativ oder kumulativ mit Videokameras, Abgrenzungszäunen und Bewe-
gungsmeldern auszustatten. 
 
1. Videoüberwachung 
Eine Videoüberwachung wäre grundsätzlich nach § 32 Abs. 3 Niedersächsisches Polizei- und Ord-
nungsbehördengesetz (NPOG) möglich. Hiernach ist die offene Beobachtung mittels Bildüber-
tragung (Echtzeitübertragung von Bildern ohne Aufzeichnung) an öffentlichen Straßen und Plätzen 
und anderen öffentlich zugänglichen Orten zulässig, wenn dort wiederholt Straftaten oder nicht ge-
ringfügige Ordnungswidrigkeiten begangen wurden und die Verhütung weiterer Taten die Überwa-
chung erforderlich macht. Taten, die umgangssprachlich dem Vandalismus zuzuordnen sind (Be-
schädigung, nicht oder nur schwer entfernbare Farbschmierereien)  erfüllen regelmäßig den Straf-
tatbestand der Sachbeschädigung.  
Allerdings darf nach der o.g. Vorschrift durch die Verwaltungsbehörden (Hansestadt Lüneburg als 
Ordnungsbehörde) nur eine Beobachtung der übertragenen Aufnahmen zulässig, eine Aufzeich-
nung darf nur durch die Polizei erfolgen. 
 
Angesichts dieser rechtlichen Vorgaben erscheint eine Beobachtungsmaßnahme der beschriebe-
nen Art durch die Hansestadt nicht zielführend bzw. verhältnismäßig. Die mit dem Aufbau der Vi-
deoüberwachung und dem laufenden Betrieb verbundenen Kosten erscheinen im Verhältnis zu der 
Schwere der Straftaten nicht verhältnismäßig. Denn als Präventionsmaßnahme wäre die Videoüber-
wachung nur dann effektiv, wenn eine 24/7-Überwachung, mindestens aber eine nächtliche Über-
wachung sichergestellt wäre. Die damit verbundenen Personalkosten wären erheblich, eine effektive 
Strafverfolgung aber auch nicht sichergestellt.  
 
Die hiesige Polizeiinspektion hat auf Anfrage mitgeteilt, dass sie angesichts des beschriebenen 
Sach- und Personalaufwandes im Verhältnis zu den vergleichsweise seltenen Vorkommnissen der 
Beschmierungen eine Bildübertragung und Aufzeichnung des öffentlichen Raums ebenso wenig be-
fürwortet.  
 
 
 
 … 
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2. Umzäunung 
Die Schutzwirkung einer Umzäunung von Denkmälern dürfte ebenfalls fraglich sein. Auch diese 
könnte mutwillig ohne Weiteres von den Tätern überstiegen werden. Im Gegenteil ist davon auszu-
gehen, dass ein solcher Zaun sogar noch dazu verleitet, ihn als Provokation zu überwinden und das 
jeweilige Denkmal erneut zu beschmutzen. 
 
Ebenso stünde eine Umzäunung dem eigentlichen Zweck des Denkmals entgegen. Denn grund-
sätzlich sollte das ungehinderte Aufsuchen des jeweiligen Denkmals möglich sein, um sich beispiels-
weise über das Ereignis, für das es eingerichtet wurde, informieren oder ihm gedenken zu können. 
 
3. Bewegungsmelder 
Aus dem Antrag geht nicht hervor, welcherlei Gestalt diese haben sollen. Sollen diese bei jeglicher 
Bewegung eine Lichtquelle oder Geräuschquelle auslösen, könnten dem immissionsschutzrechtli-
che Bedenken entgegenstehen. Eine effektive Gefahrenabwehr erscheint trotzdem fraglich, insbe-
sondere dann, wenn sich das jeweilige Denkmal in geschützten/unbeobachteten Örtlichkeiten befin-
det.  
 
Im Falle einer entsprechenden Beschlussfassung des Rates müsste hier noch eine genaue Prüfung 
der Verwaltung erfolgen.  
 
Kosten für die Erarbeitung der Stellungnahme: 100 € 
 
im Original gezeichnet 
 
D. Lauterschlag 
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